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VORGESCHICHTE Dass im bäuerlichen Bodenrecht nicht alles zum Besten steht, zeigt unter 
anderem die 1988 zur Abstimmung kommende «Stadt-Land-Initiative» 
(siehe Vorlage 353), welche eine grundsätzliche Reformation des Boden-
rechtes anstrebt. Bodenspekulationen landwirtschaftsfremder Eigentü-
mer und bodenrechtliche Regelungen hemmen den Bauern und die 
Bäuerin bei der Anpassung an den landwirtschaftlichen Strukturwandel. 
Erschwert wird die Situation zusätzlich mit der Verteilung des bäuerli-
chen Bodenrechtes auf mehrere gesetzliche Bestimmungen. Die zur Ab-
stimmung vorgelegte Gesetzesreform soll nun das bäuerliche Boden-
recht zusammenfassen, vereinfachen und den Bauernbetrieben langfri-
stig die Verfügung über ausreichenden, preisgünstigen Boden ermögli-
chen. Im Zentrum des 1986 zur Vernehmlassung vorgelegten Entwurfes 
steht die Bestimmung, dass der Erwerb von Eigentum in der Landwirt-
schaftszone für Selbstbewirtschafter reserviert sein soll. Da billiger Bo-
den die Grundlage einer selbstständigen Landwirtschaft bilde, soll der 
Kaufpreis auf dem Ertragswert des Kaufobjektes basieren. Der Entwurf 
trifft auf grundsätzliche Unterstützung von CVP, SVP, SPS und dem 
Schweizerischen Bauernverband. Ablehnend reagieren FDP und Wirt-
schaftsverbände, die in Erwerbsbeschränkung und Preislimitierung ei-
nen zu starken Eingriff in das Eigentum sehen. Auf Anraten des SBV soll 
das Gesetz über das bäuerliche Bodenrecht zu einem indirekten Gegen-
vorschlag für die «Stadt-Land-Initiative» werden. Ein revidierter Vor-
schlag wird von alt Bundesrat Friedrich (FDP, ZH) erarbeitet und noch vor 
dem Abstimmungstermin der Initiative (1988) dem Parlament vorgelegt. 
Verglichen mit dem ersten Entwurf, ist dieser bundesrätliche Vorschlag 
an verschiedenen Stellen abgeschwächt. So benötigt zum Beispiel der 
ausserfamiliäre Erwerb keine Bewilligung mehr, sondern besteht ledig-
lich eine Einsprachemöglichkeit. Unterstützung erhält der Vorschlag nun 
vor allem von der FDP, während sich die anderen Bundesratsparteien un-
befriedigt zeigen. Der Ständerat führt dann das Bewilligungsverfahren 
wieder ein. 1991 wird das Gesetz nach langwierigen Verhandlungen und 
Differenzbereinigungen von beiden Kammern mit grosser Mehrheit an-
genommen. Das Referendum wird schliesslich von der Liberalen Partei, 
der Arbeitgeberseite und von bürgerlichen Parlamentariern, vor allem 
aus der Romandie, getragen. Der Unterschriftenanteil aus der Romandie 
ist dabei mit rund 44% überproportional hoch. 

GEGENSTAND Kernstück der Gesetzesänderung ist die Bevorzugung der Selbstbewirt-
schafter beim Erwerb eines landwirtschaftlichen Gewerbes oder Grund-
stückes. Ein solcher Erwerb soll ausserdem zu einem tragbaren Preis 
möglich sein. Familienmitglieder und Pächter sollen ein Vorverkaufsrecht 
besitzen, wobei auch hier Selbstbewirtschafter bevorzugt werden. 
Ausserfamiliäre Verkäufe sollen bewilligungspflichtig sein und nur er-
laubt werden, wenn der Preis nicht überhöht ist, der Käufer Selbstbe-
wirtschafter ist oder ein Kapitalanleger das Objekt zum Erhalt oder zur 
Schaffung eines Pachtbetriebes erwirbt. 
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ABSTIMMUNGSKAMPF Die Vorlage ist vor allem bei den bürgerlichen Partien umstritten, wie ins-
besondere das Nein der FDP un der LdU zeigen. Während SP, Grüne und 
Gewerkschaften keine internen Abweichungen zeigen, unterstützen viele 
Kantonalparteien von CVP, SVP und FDP die jeweilige Parole der Bundes-
partei nicht. In der Romandie teilen die Landwirtschaftsverbände die 
Meinung des SBV nicht und empfehlen die Vorlage zur Ablehnung. Kriti-
siert wird in erster Linie das Selbstbewirtschafterprinzip, mit welchem 
der Grossteil des landwirtschaftlichen Bodens einer kleinen Gruppe vor-
behalten und das Pachtwesen beseitigt werde. Damit sei nicht nur die 
Eigentumsfreiheit verletzt, sondern auch den notwendigen Strukturwan-
del verhindert. Ebenfalls kritisiert wird die Flächenbeschränkung bei ge-
planten Zukäufen von Boden. Die Befürworter argumentieren, dass ge-
rade mit Bevorzugung von Selbstbewirtschaftern und der Erschwerung 
von Spekulation das bäuerliche Grundeigentum gefördert und die Zu-
kunftschancen verbessert werden. Die Eingriffe in die Eigentumsfreiheit 
seien sanft und auf das wirklich Notwendige beschränkt. Auch sei die 
Pacht nicht in Gefahr, und eine Vergrösserung des Betriebes werde in 
vielen Fällen erst durch das neue Gesetz überhaupt ermöglicht. 

ERGEBNIS Das Bundesgesetz über das bäuerliche Bodenrecht wird mit einem Ja-
stimmenanteil von 53,6% angenommen. Die Spaltung zwischen Befür-
wortern und Gegnern läuft dabei nicht entlang der Sprachgrenze, wie 
man es aufgrund der Trägerschaft des Referendums vielleicht hätte ver-
muten können. Vielmehr zeigt sie sich zwischen konservativen, agrarisch 
geprägten Kantonen und dem Rest der Schweiz. Abgelehnt wird die Vor-
lage in den Kantonen Schwyz, Obwalden, Zug, Appenzell Innerrhoden, 
Graubünden, Aargau, Waadt, Wallis und Jura. Gemäss Vox-Analyse sind 
vor allem die politisch ungebundenen Stimmberechtigen für dieses Re-
sultat verantwortlich. 
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